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Dentfchland. 


Berlin, 20. Februar. Die Wahrnehmung, 

daß von den Staatsbehörden nur ſelten Aufträge 
zu An⸗ und Verkäufen von Effekten für den Staat, 
deſſen Kaſſen und Inſtitute an die Seehandlung 
gelangten, hatte bereits im Jahre 1855 dem Fi⸗ 
nanzminiſter Veranlaſſung gegeben, die Beſtimmun⸗ 
gen der allerhöchſten Kabinetsordre vom 17. Ja- 
nuar 1820, nach welchen jene Geſchäfte durch die 
General⸗Direktion der Seehandlungs Sozietät auf 
Requiſition der betreffenden Behörden gegen Erſtat⸗ 
tung der üblichen Koſten beſorgt werden ſollen, den 
Provinzlal⸗Regierungen in Erinnerung zu bringen. 
Nach einer Mittheilung der General-Direktion der 
Seehandlungs⸗Sozietät iſt indeſſen noch jetzt die 
Zahl der Behörden und Einzelbeamten, welche bei 
den für Rechnung des Staates und von Inſtitu⸗ 
ten ſtatifindenden An- und Verkäufen von Effekten 
ſich der Vermittlung der Seehandlung bedienen, 
nur eine verhältnißmäßig geringe, und es ſind na⸗ 
mentlich von den Regierungs- bezw. Bezirks⸗Haupt⸗ 
kaſſen nur in verelnzelten Fallen der Seehandlung 
einſchlägige Aufträge zugegangen. In Folge deſ⸗ 


ſen und da der Gegenſtand auch von der könig⸗ 
lichen Oberrechnungskammer bei Reviſion der Ge- 
ſchäftsbücher der Seehandlung in Anregung ge- 
bracht worden iſt, hat der Finanzminiſter ſich ver⸗ 
Ranlaßt geſehen, die bezüglichen Vorſchriften durch 


W * 
An I 


felten verkauft und für den Erlös andere Effekten 
angekauft werden, die Proviſton nicht von dem 
Verkaufs⸗ und Ankaufsbetrage, ſondern nur von 
dem größeren dieſer beiden Beträge, alſo nur 
einmal, jedoch mindeſtens mit 50 Pfennigen, in 


Rechnung geſtellt wird. Außerdem bietet die Ver⸗ 
mittlung der Seehandlung mancherlei Vortheile, 
welche auf anderem Wege nicht in gleichem Maße 
geboten werden. Während bei den durch Bankiers 
vermittelten An- und Verkäufeu von Effeften grund⸗ 
ſäͤtzlich meiſt ½ Prozent vom An- riſp. Verkaufs⸗ 
Kourswerthe an Kourtage berechnet werden, berech⸗ 
net die Seehandlung dieſe Gebühr nur dann, wenn 
dieſelbe von ihr ſelbſt den Malern hat gezahlt wer⸗ 
den müſſen. Die Kourtage kommt alfe nicht in 
Anſatz, wenn die Seehandlung die Geſchäfte ohne 
Vermittlung eines Maklers hat ausführen können 
und das wird, da es ſich bei den für Rechnung 
der Stgatsbehörden auszuführenden Geſchäften haupt⸗ 
ſächlich um Staatspapiere, Pfand⸗ und Renten⸗ 
briefe handelt, nicht ſelten der Fall ſein. Endlich 
kann noch eine Eiſparung der Portokoſten erzielt 
werden. Die Regierungen ſollen dafür Sorge tra⸗ 
gen, daß die gedachten Beſtimmungen fortan in den 
geeigneten Fällen überall und ausnahmslos Beach 
tung finden. 
Berlin, 24. Februar. Ueber den Poſener 

Sozialiſten⸗Prozeß ſchreibt die „N.⸗Z.“ : 

18 In der vorigen Woche iſt vor dem Landge⸗ 
richt zu Poſen ein Sozialiſten Prozeß verhandelt 
worden, der geſtern mit der Verurtheilung einer 
Anzahl Angeklagter zu Freiheitsſtrafen von drei 
Jahren bis zu einem Monat geendet hat. Das 
Charakteriſtiſche in dem Treiben der Verurtheilten, 
wie die Gerichtsverhandlung es aufdeckte, war die 
Aehnlichkeit mit der Agitationsmethode der ruſſiſchen 
Nihlliſten, nicht der gewaltthätigen Richtung derſel⸗ 
ben, deren Unthaten die Welt in Schrecken geſetzt 
haben, ſondern jener ſeltſamen Schwärmer, welche 
Turgenſew im „Neuland“ geſchildert hat. Die drei 
Hauptangeklagten waren denn auch Angehörige des 
ruſſiſchen Reiches, der eine aus Warſchau, die bei⸗ 
den anderen aus Kiew. Zwei davon, der Stu⸗ 
dent Mendelſohn und die mit einem ruſſiſchen 
Gutsbeſitzer verheirathete Frau v. Jankowska ſind 

ſehr wohlhabende Leute; trotzdem gehen ſie, wie in 
dem Turgenjew'ſchen Roman der techniſche Ausdruck 
lautet, „in das Volk“, um den Sozialismus zu 
predigen; auch darin tritt die Aehnlichkeit mit den 
in jenem Werke geſchilderten Zuſtänden hervor, daß 

eine Frau, für welche ihr Gatte nicht zu exiſtiren 
ſcheint — bei der Gerichtsverhandlung war er aber 
als Zuhörer anweſend — in Gemeinſchaft mit 
einem anderen Manne die ſozialiſtiſche Agitation als 

Lebens beruf betreibt, 5 i 
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batte herbeigeführt werden ſoll. 


Pfennige. 
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Das Poſener Landgericht hat die Angeklagten 
nicht gefährlicher Umſturzverſuche, ſondern — abge⸗ 
ſehen von einem Falle von Majeſtätsbeleidigung — 
nur der Bildung von Vereinigungen, welche vor 
der Polizei geheim gehalten wurden, der Veibrei⸗ 
tung verbotener Schriften und dergleichen ſchuldig 
gefunden und danach verurtheilt. So weit es ſich 
nach der Verhandlung überſehen läßt, hatten ſie 
auch nur ſehr geringen Anklang mit ihren Agita- 
tionsverſuchen gefunden. Die Provinz Poſen iſt 
für die deutſche Sozialdemokratie bisher ein ſehr 
unergiebiges Feld geweſen; der induſtrielle Betrieb 
iſt dort bis jetzt zu geringfügig, als daß die Vor 


ausſetzungen der deutſchen ſozlaldemokratiſchen Agt- 


tation vorhanden fein könnten. Die ruſſiſchen Ni⸗ 
hiliſten haben es allerdings ebenſo auf die Maſſe 
der ländlichen Bevölkerung abgeſehen, wie auf die 
induſtriellen Arbeiter, und inſofern konnte Agitato⸗ 
ren, welche mit ihren Anſchauungen im ruſſiſchen 
Nihilismus wurzeln, der Verſuch einer Uebertragung 
der Bewegung nach der Provinz Poſen näher lie⸗ 
gen als deutſchen Sozialdemokraten; aber ſie hat⸗ 
ten nicht mit der Herrſchaft gerechnet, welche die 
katholiſche Geiſtlichkeit über die unteren Klaſſen der 
polniſchen Bevölkerung ausübt. Die von klerikaler 
Seite oft gehörte Verſtcherung, daß der geiſtliche 
Einfluß, wo er beſteht, die Ausbreitung ſozialiſti⸗ 
ſcher Lehren verhindere, iſt freilich nicht uneinge⸗ 
ſchränkt richtig; mancher politifivende Kaplan ſteht 
in ſeinen wirthſchaftlichen Anſchauungen dem So 
zialismus nicht fern. Aber die Herrſchaft der 
Geiſtlichkeit ſchließt die der nichtgeiſtlichen Agitato- 
ren aus, und wie elferſüchtig die erſtere über ihrem 
daß das Treiben der eben Verurtheilten zuerſt in 
einem polniſch⸗klerikalen Blatte denunzirt wurde. 
Immerhin bleibt es beachtenswerth, daß der Ver⸗ 
ſuch konſtatirt iſt, eine polniſche Abart des neueren 
Sozialismus ins Leben zu rufen; man hat es 
darin vielleicht mit einem Rückſchlag des vollſtändi⸗ 
gen Triumphes zu thun, den ſeit einer Reihe von 
Jahren die klerikale Richtung im Polenthum über 
die früher mächtige radikale errungen hat, mit einem 
Verſuch der letzteren, ſich wieder Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen. 

— Die „Nordd. Allgem. Zeitung“ ſchreibt 
offiziös: 

Die Preſſe hat den Pronunziamentos des Ge- 
nerals Skobelew eine Aufmerkſamkeit zugewandt, 
welche über die politiſche Tragweite dieſer oratort⸗ 
ſchen Leiſtungen weit hinausgeht. Die Privatan⸗ 
ſichten tapferer Feldſoldaten über europäiſche Politik 
intereſſiren uns ebenſo wenig wie die Anſichten ge- 
ſchickter Diplomaten über Satteln und Packen der 
Kavallerie oder über Kaliber und Patronenhülſen. 

Der General Slobelew iſt ein tapferer Hau⸗ 
degen und hat dieſe Eigenſchaft an der Spitze einer 
Truppe, in welcher jeder Soldat ebenſo tapfer wie 
ſein General war, bethätigen können. Das iſt aber 
kein Grund, um ſeinen politiſchen Anſichten mehr 
Gewicht beizulegen, als denen jedes anderen tapfe- 
ren Offiziers. Der politiſche Inhalt ſeiner Reden 
it deshalb für uns kein Gegenſtand publiziſtiſcher 
Behandlung. Was dagegen die militäriſche Seite 
derſelben und ihre ſymptomatiſche Bedeutung für 
die Zuſtände der ruſſiſchen Armee betrifft, ſo wollen 
wir dieſe erſt beſprechen, wenn uns das Urtheil 
ruſſiſcher bürgerlicher und militäriſcher Kreiſe über 
das Verhalten des Generals und über die Trag- 
seite und die Adreſſe ſeines Pronunziamento be- 
kannt ſein wird. 


— Die kaum eröffnete Seſſion des engliſchen 
Parlaments läßt nach den vorhandenen Anzeichen 
auf einen ſehr ſtürmiſchen Verlauf ſchließen. Gleich 
am erſten Sitzungstage erlitt die Regierung eine 
Niederlage in der Bradlaugh- Angelegenheit. Der 
ſtürmiſche Eifer, mit welchem Gladſtone die Aende⸗ 
rung der Geſchäftsordnung des Unterhauſes betreibt, 
erregt auf allen Seiten des Hauſes Verdacht und 
Mißſtimmung. Bekanntlich handelt es ſich um die 
Verhütung der in den letzten Jahren von der iri⸗ 
ſchen Oppoſition jo nückſichtslos zur Anwendung 
gebrachten Obſtruktion. Der Premier glaubt dieſes 
Ziel am beſten durch die Einführung der „Cloture“ 
zu erreichen. Er hat dementſprechend einen Geſetz⸗ 
entwurf mit einer langen Reihe von Paragraphen 
vorgelegt, an denen die Kritik nicht nur den In⸗ 
halt, ſondern auch das ſchlechte Engliſch, in dem 
er abgefaßt iſt, zu tadeln hat. Den Kernpunkt 
der Frage bildet die Art, wie der Schluß der De- 
Der Regierungs⸗ 


ch, den 22. Februar 1882. 


Herrſchafts Privileg wacht, dafür iſt es bezeichnend, 
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entwurf verleiht dem Sprecher das Recht, nach ſei⸗ 
nem Ermeſſen den Schluß zu beantragen, der für 
angenommen gelten ſoll, wenn zweihundert Stim⸗ 
men dafür und nicht mehr als vierzig Stimmen 
dagegen ſind. In dieſem Vorſchlage ſehen nicht 
nur die Konſervativen und Irländer den Verſuch 
einer Vergewaltigung der Minorität, auch eine nicht 
geringe Anzahl von Liberalen fürchten, daß dieſe 
Bill zu einer Schmälerung der Redefreiheit führen 
könnte. Die Agitation gegen die Annahme der 
Gladſtoneſchen Vorſchläge nahm im Laufe der ver⸗ 
gangenen Woche einen ſolchen Charakter an, daß 
Viele den nahen Sturz des liberalen Kabinets 
prognoſtizirten. Gladſtone, ſo hieß es, ſei ent⸗ 
ſchloſſen, für den Fall einer Ablehnung der Clo⸗ 
turebill das Parlament aufzulöſen und die Neu⸗ 
wahlen würden bei der gegenwärtigen Stimmung 
der Nation zu ſeinen Ungunſten ausfallen. In⸗ 
zwiſchen hat ſich die Situation inſofern geklärt, 
daß der Premier feinen erſten Vorſchlag modiftzirt 
hat und damit wenigſtens den liberalen Gegnern 
der Bill einen Schritt entgegengekommen iſt. Wie 
er vorher angekündigt, beantragte Gladſtone im 
Verlaufe der geſtrigen Sitzung, die Debatte über 
die Reform der Geſchäftsordnung zu eröffnen. Die 
Oppoſition proteſtirte dagegen in ſo lebhafter Weiſe, 
daß es, dem Referate der „C. T. C.“ zufolge, zu 
ſtürmiſchen Szenen kam. Gladſtone hatte nämlich 
vorher angezeigt, daß er am nächſten Montag eine 
Reſolution einbringen werde, dahingehend, daß eine 
parlamentariſche Unterſuchung (welche von der an- 
deren Seite beantragt worden) hinſichtlich der Wir⸗ 
kung der iriſchen Landakte im gegenwärtigen Augen- 
blicke nur dazu dienen könnte, die Landakte zu be⸗ 
hindern und daß ſolche Unterſuchung der guten 
Verwaltung Irlands nachtheilig ſein müſſe. Die 
oppoſitionellen Redner werfen der Regierung nun 
vor, daß fie die früher von ihr als dringend be⸗ 
zeichnete Geſchäftsordnungsangelegenheit durch eine 
andere Debatte unterbrechen wolle. Gladſtone wei⸗ 
geite ſich jetzt die Gründe anzugeben für den auf 
Montag angekündigten Antrag; derſelbe ſei aber 
für die Regierung Irlands von großer Bedeutung. 
Schließlich wurde des Premiers Antrag angenom- 
men. Gladſtone beantragt hierauf die erſte Reſo⸗ 
lution, durch welche der Debattenſchluß eingeführt 
wird, mit der Modifikation, daß, wenn weniger als 
40 dagegen ſtimmen, mindeſtens 100 dafür flim- 
men müſſen, damit der Schlußantrag zum Be⸗ 
ſchluſſe erhoben wird. Northcote erkennt die Noth⸗ 
wendigkeit an, die Obſtruktion zu begrenzen, kann 
aber dem Prinzipe der „Cloture“ nicht zuſtimmen. 
In einem eingebrachten Amendement wird der De- 
battenſchluß durch die Majorität für unzuläſſig ev- 
klärt. Die weitere Berathung wurde vertagt. 

— Die Fortſchrittspartei ſchlägt vor, im neuen 
Finanzjahr die zu Steuererläſſen verfügbaren 6 
Milltonen zu einer Ermäßigung der Gebäudeſteuer 
von 4 auf 3 Proz. zu verwenden. 

— Der Reichstag hatte in der letzten Sej- 
ſion anläßlich der Verhaftung des ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Abgeordneten Dietz in Stuttgart einen An- 
trag angenommen, in welchem vier Punkte dem 
Reichskanzler zur Berückſichtigung anempfohlen wur⸗ 
den. Die eiſten zwei Punkte betrafen die Entlaſ⸗ 
ſung des Abgeordneten Dietz aus der Haft; nach 
dem dritten ſollten dem Reichstage nähere Mitthei⸗ 
lungen über die Gründe der Verhaftung des Ab- 
geordneten Dietz gemacht werden, und im vierten 
Punkte wurde der Reichskanzler erſucht, dafür Sorge 
zu tragen, daß bei jeder Verhaftung eines Reichs- 
tagsabgeordneten ſofort dem Reichstage Mittheilung 
zu machen jei. Der Bundesrath beichäftigte ſich in 
ſeiner geſtrigen Sitzung mit dieſem Antrage und 
beſchloß, wie die „Voſſiſche Zeitung“ erfährt, die 
erſten beiden Punkte durch die erfolgte Entlaſ⸗ 
ſung des Abgeordneten Dietz aus der Haft für 
erledigt zu erklären, der dritte Punkt, dem Reichs- 
tage nähere Mittheilungen zu machen, wurde abge⸗ 
lehnt, dagegen der vierte Punkt vom Bundesrathe 
angenommen. 


— Beim Etat des Miniſteriums des Innern 
wird der Abg. Rickert, wahrſcheinlich ſchon heute, 
die Affaire Bennigſen⸗Förder⸗Berling im Abgeord⸗ 
netenhauſe zur Sprache bringen. 


Ausland. 


Paris 20. Februar. Die deutſche Regierung 
hat eine Note an das ruſſiſche Kabinet gerichtet, 
worin ſie Erklärungen über die Rede des Generals 
Skobelew verlangt. Ueber die Antwort des Peters 


burger Kabinets verlautet noch nichts, doch wird, 
wie man hört, Skobelews Kundgebung in den ho⸗ 
hen ruſſiſchen Diplomatenkreiſen mißbilligt und Sko⸗ 


| 


zeichnet. 

Die „Agence Havas“ meldet aus Bukar ſt, 
Fürſt Bismarck habe den Mächten den Gegenſtand 
der Miſſion Nizamis nach Berlin vertraulich mitge⸗ 
theilt, und dies habe auf den Sultan einen pein⸗ 
lichen Eindruck gemacht. Dieſe Nachricht, deren Ur⸗ 
ſprung weder in Bukareſt noch in den Bureaus von 
„Havas“ zu ſuchen, iſt eine böswillige Erfindung, 
welche bezweckt, Mißtrauen unter zwei Mächten, 
die ſich ſeit einiger Zeit genähert haben, zu ver⸗ 
breiten, und ſie iſt nicht blos falſch, ſondern auch 
recht ungeſchickt erfunden, denn Nizam hat nie⸗ 
mals beſtimmt formulirte Vorſchläge in Berlin ge⸗ 
macht. 


Paris, 20. Februar. Trotzdem die franzöſi⸗ 
ſche Regierung die Forderungen Englands als über⸗ 
triebene betrachtet und weitere Konzeſſionen ablehnt, 
ſomit die Verhandlungen über den neuen Handels⸗ 
vertrag ernſteſten Schwierigkeiten begegnen, fo wird 
dennoch die Hoffnung nicht ganz aufgegeben, eine 
Verſtändigung auf Grund gegenſeitigen vertrags⸗ 
mäßigen Zugeſtändniſſes handelspolitiſcher Behand⸗ 
lung nach der Klauſel der meiſtbegünſtigten Nation 
herbeizuführen. Frankreich iſt hiermit einverſtanden, 
die Entſcheidung Englands ſteht noch aus. 

Peiersburg 19. Februar. In der am 17. 
d. M. ſtattgehabten Sitzung der hieſigen geogra⸗ 
phiſchen Geſellſchaft wurde beſchloſſen, eine Polar⸗ 
expedition auszurüſten, welche unter Führung des 


men werden ſoll. 

London, 20. Februar. Aus St. Petersburg 
melden Londoner Blätter, daß ſechs ruſſiſche Ofſt⸗ 
ziere nach der Herzegowina abgereiſt wären und 
neun weitere folgen würden. Sämmtliche Offiziere 
hätten einen elfmonatlichen Urlaub. \ 

Nach einer Meldung des Reuter'ſchen Bureaus 
aus Konſtantinopel ſandte der Sultan Hobart Paſcha 
an Bord des „Falcon“, um den Kapitän Selby 
ſeiner Theilnahme zu verſichern. Der Zuſtand Sel⸗ 
bys iſt noch immer ein ernſter. 

London, 20. Februar. Trotz mehrfacher Dar⸗ 
ſtellung und Dementis von Skobeleffs Anſprache 
ſind folgende Details aus deſſen Unterredung mit 
einem Korreſpondenten der „Daily News“ von 
geſtern Nachmittag neu und intereſſant. Der Kor- 
reſpondent erklärt ausdrücklich, daß Skobeleff die 
nachſtehenden Bemerkungen durchlas und deren Rich⸗ 
tigkeit beſtätigte. 

Skobeleff ſagte: Ich beabſichtige nicht, einen 
Sturm zu erregen, ſondern denſelben abzuwenden, 
und dies kann nur durch eine freimüthige Sprache 
geſchehen. Wenn ich ſage, daß eine unangenehme 
Thatſache exiſtirt, ſo bin ich für deren Exiſtenz nicht 
verantwortlich, dieſe Thatſache iſt die Unvermeidlich⸗ 
leit eines großen Krieges, wenn die Oeſterreicher 
mit der Unterdrückung der Slaven in Bosnien und 
der Herzegowina fortfahren. Ich haſſe den Krieg, 
äuf meine Ehre und Gewiſſen! Ich verabſcheue 
den Krieg, denn 21,000 Mann fielen unter mei- 
nem Kommando in einem Feldzuge, und ich ver⸗ 
wirklichte alles Entſetzliche, Grauſame und Haſſens⸗ 
werthe des militäriſchen Berufes. Mein Zweck iſt 
daher, durch die Wahrheit jene Reſultate zu erlan⸗ 
gen, welche meine Landsleute durch einen Krieg 
erzielen zu können glauben, und für deren Erlan⸗ 
gung ſie einen Krieg beginnen werden. Wenn die 
Diplomaten vor Thatſachen ihre Augen verſchließen 
wollen, dann kann durch eine ſogenannte diploma⸗ 
liſche Diskretion nichts gewonnen werden. Die zwei 
größten Meiſter der Diplomatie waren Cromwell 
und Bismarck, und dieſe ſprachen immer mit der 
Offenheit praktiſcher Männer, welche wußten, was 
fie wollten, und verſtanden, 
konnten. 5 

Und was wünſcht Rußland? fragte der Kor, 
reſpondent. 

Skobeleff antwortete: Nichts für ſich ſelbſt! 
wir ſind ein Volk von Idealiſten, wir ſind eines 
großen Enthuſiasmus fähig und lieben ſelbſt die 
Aufopferung. Allein wir ſehen unſere Brüder von 


auf der Balkanhalbinſel umwandeln will. Oeſter⸗ 
reich erhielt nur die Pflegeſchaft 


Es hat kein Necht der Milttärauehezung dort, noch 


belews Auftreten überhaupt als ſehr bedauerlich be⸗ 


Lieutenant Andrejeff nach Nowaja Semlia unternom⸗ 


wie ſie es erlangen 


Ocſterreich tyranniſirt, welches fein erſtes Auftreten 
in Bosnien zum künftigen Beherrſcher aller Slaven 


der beiden ſlavi⸗ 
ſchen Provinzen, welche es jetzt tyranniſtren will. 


ein Recht der Einmiſchung in die Religion des 

Volkes. Oeſterreich etablirte daſelbſt eine llerikale 

Propaganda, indem es die aus Frankreich vertrie⸗ 

benen Jeſuiten mit offenen Armen aufnahm. Es 
vVeͤrkleidete dieſelben als griechiſche Popen, welche den 
Bauern ihre Religion entfremden ſollen. Nichts 
jet ſicherer, als daß ganz Rußland ſich vereinigen 
würde zur Bekämpfung eines militäriſchen Klerika⸗ 
lismus der Oeſterreicher in jenen Provinzen Ruß⸗ 
lands (14). Das Motto daſelbſt würde auch „Hände 
fort“ lauten. Rußland willigte in den Berliner 
Frieden, obgleich es denſelben nicht gut finde, al- 
lein derſelbe muß die Slaven ſüdlich der Donau 
vor Bedrückung ſchützen. Von Mahomed befreit 
zu ſein, um vom heiligen römiſchen Reich unter⸗ 
drückt zu werden, ſei unerträglich. Die Slaven 
würden dies nicht dulden, und dieſer Entſchluß 
ſollte den Diplomaten bekannt gegeben werden, 
welche innere Wahrheit ignoriren wollen, damit ein 
Krieg abgewendet werde. f 

Skobeleff erklärte hierauf, er beſitze keine Miſ⸗ 
ſion von irgend Jemanden, er kam aus eigenem 
Antriebe, um die Stimmung des Weſtens gegen 
das klerikale Oeſterreich aufzureizen und um Miß⸗ 
verſtändniſſe zu verhüten. Letzteres beſtehe darin, 
daß man glaube, die Emanzipation der Slaven 
würde zur ruſſiſchen Oberherrſchaft führen. Allein 
Skobeleff verſichert, je freier die adriatiſchen Slaven 
würden, deſto größer werde ihr Unterſchied vom 
ruſſiſchen Typus. 

Im Weitern ſprach Skobeleff keinen beſondern 
() Haß gegen Deutſchland aus, ſondern nur fein 
tiefes Mißvergnügen über die Gleichgiltigfeit der 
deutſchen Regierung hinſichtlich der Uebertretung des 
Berliner Vertrages Seitens Oeſterreichs. Deutſch⸗ 
land ſolle ſich nicht über Rußlands angebliche 
Schwächung durch den letzten Orientkrieg täuſchen. 
Rußland zähle 80 Millionen Menſchen, und die 
Unzufriedenheit, welche durch die Halbheit der Re⸗ 
ſultate des Balkanfeldzuges entſtand, würde durch 
einen neuen Feldzug zur Befreiung der bedrückten 
Slaven geheilt werden. Deutſchland könne über⸗ 
dies Rußland nicht angreifen, ohne ſich ſelbſt einem 
franzöſiſchen Angriff auszuſetzen. (B. Tgbl.) 

Provinzielles 
Stettin, 22. Februar. In der geſtrigen 
| Sitzung der Stadtverordneten machte zunächſt der 
Vorſitzende Mittheilung, daß von Herrn Uhrmacher 
Max Schmidt ein Schreiben eingegangen iſt, in 
welchem derſelbe die Verſammlung in Kenntniß ſetzt, 
daß unterm 30. Januar von ihm an die Bau⸗ 
Deputation ein Schreiben, betreffend die Reparatur 
der Uhr an dem Jakobikirchthurm gelangt iſt und 
zugleich anfrägt, ob das Schreiben von der Bau⸗ 
Deputation zur Kenntniß der Verſammlung gebracht 
iſt. Da Herr Schmidt nur eine Antwort auf ſeine 
Frage beanſprucht, ſo erklärt der Vorſitzende Herr Dr. 
a Wolff, daß eine ſolche Antwort nicht direkt er⸗ 
folgt ſei, daß wohl aber die Andeutung des Herrn 
Baurath in letzter Sitzung auf dies Schreiben Bezug 
hat, welcher andeutete, daß mehrere Schreiben in 
der Sache eingegangen ſeien. 
Ein weiteres Schreiben iſt von Herrn Dr. 
Rühl, dem Vorſitzenden des Stettiner Turnvereins 
eingegangen; daſſelbe bezieht ſich auf ein Zeitungs⸗ 
Referat über die letzte Stadtv.⸗Sitzung und läßt ſich 
deshalb die Verſammlung auf ein näheres Eingehen 
auf daſſelbe nicht ein, um ſo weniger als Herr 
Dr. Rühl demnächſt noch wird Gelegenheit haben, 
ſeine Anſichten bei den Berathungen mit dem Ma⸗ 
giſtrat auszusprechen. 
Demnächſt referkkt Herr Dr. Meyer über 
die Vorlage betreffend die Errichtung von öffent⸗ 
lichen Bedürfniß Anftalten für Frauen. Redner 
kommt gleich zu Anfang von dieſem Gegenſtand ab 
und beſchäftigt ſich nur noch mit dem miniſteriellen 
Beſchluß, betreffend das Verbot des Anſchluſſes der 
Kloſets an die die Kanaliſation. Er meint, daß 
dieſer Beſchluß hemmend für die ganze Entwicke⸗ 
lung der Stadt wirken müſſe. Redner will ſich 
noch weiter über dieſen Gegenſtand auslaſſen, wird 
jedoch von dem Vorſitzenden unterbrochen, weil die⸗ 
fer Gegenſtand nicht zur Bera hung ſteht. Herr 
Dr. Meyer wendet ſich dann mit der Frage an den 
Magiſtrat, welche Stellung derſelbe zu dem mini- 
ſteriellen Beſchluſſe einzunehmen gedenkt. Als dar⸗ 
auf keine Auskunft erfolgt, ſtellt der Referent den 
Antrag, den Magiſtrat zu erſuchen, auf dem Wege 
der Beſchwerde bei dem Miniſterium dahin zu wir⸗ 
ken, daß das Verbot des Anſchluſſes der Kloſets 
aufgehoben wird event. der Anſchluß für die öffent⸗ 
lichen Bedürfniß⸗Anſtalten geſtattet wird. — Nach⸗ 
dem Herr Graßmann gegen dieſen Antrag das 
Wort ergriffen, wird derfelbe einſtimmig abgelehnt, 
dagegen wird die Vorlage des Magiſtrats angenom⸗ 
men, welche empfiehlt, daß nicht von der Stadt dle 
Errichtung von öffentlichen Bedürfniß⸗Anſtalten vor⸗ 
genommen wird, ſondern die Errichtung an einen 
Privat⸗Unternehmer vergeben wird. 
. Zu den Waſſer und Gasleltungsanlagen auf 
dem Viltoriaplatz werden 1100 Mk. und 640 Mt. 
bewilligt. Herr Domke hatte beantragt, die 640 
Mark für die Gasleitung einſtweilen noch nicht zu 
bewilligen, dieſer Antrag wurde jedoch nach kurzer 
Debatte abgelehnt. 

Von den verſchiedenen Vereinen, welche ihre 
Vergnügungen in der alten Liedertafel (Succow's 
Saal) abhalten, iſt das Geſuch eingegangen, einige 
Nachtlaternen auf dem Hauptwege der Anlagen von 
der Königsthor⸗Paſſage bis zur Guſtav-Adolphſtraßt 
einzurichten. Auf Antrag des Magiſtrats beſchließt 
die Verſammlung, dieſem Geſuch nachzukommen und 
bewilligt 171 Mk. jährlich an Unterhaltungekoſten 
für 5 Nachtlaternen. — Dem Ankauf des reichs⸗ 
fiskaliſchen Theiles des Redoutenplateaus am Brünn⸗ 
kenſtrom in Größe von 14 à 70 Om. für 94,40 
Mark wird zugeſtimmt. 
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Nachdem jahrelang zwiſchen dem Reichoſis kus 
und der Stadt Verhandlungen wegen Erwerbung 
des reichs ſiskaliſchen Straßen ⸗Terrains zwiſchen dem 
neuen Rathhauſe und dem Bollwerk geſchwebt ha⸗ 
ben, ſind dieſelben jetzt endlich zu einem günſtigen 
Abſchluß gelangt. Der Reichsfiskus it auf die von 


der Stadt vorgeſchlagenen Bedingungen eingegan- 


gen und hat der Magiſtrat in Folge deſſen eine 
Vorlage eingebracht, in welcher er beantragt die Er⸗ 
werbung des Terrains zu genehmigen, dafür den 
Kaufpreis in Höhe von 100 Mk. zu bewilligen; 
ebenſo die Vertragskoſten und die Straßenpflaſte⸗ 
rungskoſten mit 17800 Mk. und ſchließlich zu be⸗ 
ſchließen, daß das unbebaute Grundſtück zwiſchen 
der Poſt und dem Bollwerk in die Kategorie der⸗ 
jenigen Grundſtücke aufzunehmen ſei, welche zu der 
reglementsmäßigen Herſtellung des Bürgerſteiges her⸗ 
angezogen werden können. — Von dem Bericht 
über die Prüfung des Kämmerei⸗Kaſſen⸗Reviſions⸗ 
Protokolls vom 18. v. M. wird Kenntniß genom⸗ 
men. — Bei der Revlſion der Rechnung von den 
ſächlichen Koſten der Polizei⸗Verwaltung pro 1880 
bis 1881 iſt die Höhe der Koſten für Unterſuchung 
der Nahrungs⸗ und Genußmittel aufgefallen und 
beantragt daher der Referent, Herr Dorſchfeld, 
den Magiſtrat zu erſuchen, ſich mit der königlichen 
Polizei⸗Behörde zu verſtändigen, ob es nicht mög⸗ 
lich wäre, bei der Unterſuchung von Nahrungs- 
und Genußmitteln billigere Sätze zu bedingen. Die- 
ſer Antrag wird angenommen. Wegen einiger Mo⸗ 
nitas, welche die Rechnungs⸗Abnahme⸗Kommiſſion 
gezogen, wird der Magiſtrat um Auskunft gebeten. 

Zum Mitgliede der 14. Armen ⸗Kommiſſion 
wird der Buchbinder Richard Stieber und zum 
Mitglied der Gasanſtalts Deputation Herr Kauf⸗ 
mann Herm. Hofrichter gewählt. 

Durch einen Beſchluß der Verſammlung in 
der Sitzung vom 10. Januar d. J. wurde der 
Magiſtrat erſucht, Vorſchläge betr. Regulirung der 
Guſtav Adolph ⸗Straße zu machen. Es iſt in Folge 
deſſen von dem Feldmeſſer Richter ein Gutachten 
eingeholt worden. Derſelbe äußert ſich dahin, daß 
eine definitive Regulirung jetzt nicht auszuführen iſt, 
da die vorſchriftsmäßige Breite fehlt. Eine provi⸗ 
ſoriſche Pflaſterung iſt auf 7830 Mk. veranſchlagt 
und hält der Magiſtrat vieſe Su me für zu hoch, 
um nur ein Proviſorlum herzuſtellen und ſchlägt 
vor, den Weg nur zu beliefen. Herr Graß⸗ 
mann dagegen ſchlägt mit Rückſicht auf den 
ſchlechten Zuſtand der Straße vor, ein Trottoir von 
1,1 Meter Breite von Sandſtein oder Zement her⸗ 
zuſtellen und den Magiſtrat um eine darauf bezüg⸗ 
liche Vorlage zu erſuchen. Dieſer Antrag wird 
jedoch abgelehnt und die Magiſtratsvorlage ange⸗ 
nommen. 

Die ſtarke Frequenz der Mädchenſchule in 
Grünhof iſt ſo groß, daß eine Hilfsklaſſe eingerich⸗ 
tet werden muß und ſchlägt deshalb der Magiftvat 
vor, in der Nähe der Schule in dem Hauſe Pö⸗ 
litzerſtraße 65 vom 1. April d. J. bis zum 1. 
Oktober 1883 ein Lokal zu miethen. Dieſe Vor⸗ 
lage wird angenommen. 

Ein ähnlicher Uebelſtand liegt in der Otto⸗ 
ſchule vor und iſt deshalb auch dort die Theilung 
einer Klaſſe in Vorſchlag gebracht und wird auch 
von der Verſammlung genehmigt und 1200 Mark 
jährlich als Gehalt für einen Lehrer, 735 Mark 
Koſten für bauliche Veränderungen ꝛc. der Klaſſen⸗ 
zimmer und 38 Mark 50 Pf. Heizungskoſten pro 
Jahr bewilligt. 

Ebenſo werden 500 Mk. an Koſten für die 
Stellvertretung eines erkrankten Lehrers an der 
Grünhofſchule bewilligt. 

Die Verſicherung der ſtädtiſchen Immobilien 
und Mobilien gegen Feuersgefahr geſchah früher 
bei verſchiedenen Verſicherungs⸗Geſellſchaften und 
ſtellten ſich in Folge deſſen die Prämien ſehr hoch 
und glaubt der Magiſtrat, daß ſich dieſelben billi⸗ 
ger ſtellen würden, wenn eine ſolide Geſellſchaft die 
Verſicherungen übernimmt. Es iſt in Folge deſſen 
mit der hieſigen Preußiſchen National⸗Verſicherungs⸗ 
Geſellſchaft ein Vertrag abgeſchloſſen worden, nach 
welchem dieſe Geſellſchaft die Verſicherungen allein 
übernimmt und dafür im Ganzen 6835 Mark 
Prämie erhält (1800 Mk. weniger als bisher ge- 
zahlt wird). Der Vertrag wird ſeitens der Ver⸗ 
ſammlung genehmigt. 5 

— Der praktiſche Arzt Dr. med. Quittel 
zu Stettin iſt zum Kreis Wundarzt des Stadt⸗ 
freifeg Stettin und des Kreiſes Randow ernannt 
worden. | 

— Dem Kloſterſchreiber Wein reich zu Stral⸗ 
ſund iſt das Allgemeine Ehrenzeichen verliehen. 

— Am Donnerſtag findet im Stadttheater 
das Benefiz unſeres Heldentenoriſten Herrn Heintze 
ſtatt und wird Auber's „Stumme von Portlei“ mit 
Frl. Zimmermann als Fenella zur Auffüh⸗ 
rung gelangen. Es ſteht zu erwarten, daß dem 
verdienſtvollen Benefizianten, der als Menſch wie 
als Künfller in weiteſten Kreiſen eine gleich geach⸗ 
tete Stellung einnimmt, die Anerkennung nicht feh⸗ 
len wird und ſolche ſich in einem gut beſuchten 
Haus dokumentiren wird. 

— Für die Beſtellung der Poſtſen⸗ 
dungen durch Eilboten treten vom 1. 
März ab folgende Beſtimmungen verſuchsweiſe in 
Kiaft. Bei Vorausbezahlung des Eilbeſtellgeldes 
für Sendungen nach Landorten kommt wie bei Te⸗ 
legrammen eine Gebühr von 80 Pf. für Briefe, 
Poſtanweiſungen und Geldbriefe, dagegen für 
Packete eine ſolche von 1 M. 20 Pf. ohne Unter⸗ 
ſchied der Entfernung zur Erhebung. Für die Eil- 
beſtellung im Ortsbezirk der Poſtanſtalten kommt im 
Fall der Voraus bezahlung die ſeitherige Gebühr von 
25 Pf. für alle Gegenſtände außer den Packeten, 
für letztere der Sa von 40 Pf. zur Anwendung. 
Iſt das Eilbeſtellgeld nicht im Voraus entrichtet, ſo 
hat der Empfänger, wenn er die Sendung an⸗ 


Raſt gemacht und bemerkten bei ihren Waaren einer 


nimmt, das volle Botenlohn zu zahlen. Den Eil- 
boten werden Geldbriefe und Werthpackete bis zum 
angegebenen Werth von 400 M. Poſtanweiſungs⸗ 
beträge ebenfalls bis zur Höhe von 400 M., mit⸗ 
gegeben. Eilpackete im Gewicht von mehr als 5 
Kilogramm werden nur inſoweit abgetragen, als die 
Poſtanſtalt am Beſtimmungsort es für angängig 
erachtet. Bei Vorausbezahlung des Eilbeſtellgeldes 
iſt unter dem die Eilbeſtellung verlangenden Ver⸗ 
merk der Zuſatz „Bote bezahlt“ zu machen. 

— In der vorgeſtrigen General⸗Verſammlung 
des Stettiner Konſum und Spar Vereins e. G. 
hier fand die Wiederwahl des Herrn Schwedler für 
den Vorſtand, und der Herren Skell, Hoffmann 
und Boſch für den Aufſichtsrath ſtatt. Aus dem 
vom Vorſtand verleſenen Jahresbericht entnehmen 
wir Folgendes: Die Mitgliederzahl des Vereins be⸗ 
trug am 1. Januar 1881 3182, im Laufe des 
Jahres traten hinzu 550, ſchieden aus 185, ver⸗ 
blieb ein Zuwachs von 365, mithin betrug die 
Mitgliederzahl am 31. Dezember 1881 3547. — 
Der Waarenumſatz erreichte im Jahre 1881 die 
Höhe von 354,987 M., und zwar durch das di⸗ 
rekte Geſchäft in den 7 Verkaufeſtellen: an Mit⸗ 
glieder 326,226 M., an Andere 20,841 M.; 
durch das Brod⸗Lieferanten⸗Geſchäft 7920 M. — 
Der Gewinn aus dem direkten Geſchäft betrug 
55,565 M. 56 Pf., aus dem Lieferanten⸗Geſchäft 
792 M., der Zinsgewinn 7938 M. 63 Pf., der 
Geſammtgewinn 64,296 M. 19 Pf., ſämmtliche 
Unkoſten betrugen 28,579 M. 99 Pf., ſo daß ein 
Reingewinn von 35,716 M. 20 Pf. verblieb. 
Dieſer Gewinn gelangt wie folgt zur Vertheilung: 
Abſchreibung 7 Mobilien und Immobilien 1421 M. 
6 Pf., desgl. für Kapital⸗Reſerve 1579 M. 60 
Pf.; an die Mitglieder: 8 pCt. Dividende pro 
rata ihres Einkaufes 27,394 M., 5 pCt. Zinſen 
auf angeſparte Guthaben 5321 M. 54 Pf., zu⸗ 
ſammen 32,715 M. 54 Pf. — Die Bilanz pro 
ult. Dezember giebt ein klares Bild der günſtigen 
Verhältniſſe des Vereins. Der Grundbeſitz im 
Werthe von 157,500 M., abzüglich der darauf 
laſtenden Hppothekenſchuld von nur 33,000 M., 
deckt ſchon allein die Guthaben der Mitglieder, 
welche zum größten Theile aus Gewinn- und Zins⸗ 
Erſparniſſen beſtehen. Die Kapital⸗Reſeive beträgt 
20,913 M. 15 Pf. Der Waarenbeſtand war im 
Verhältniſſe zum Geſchäftsverkehr beſtändig gering. 
Es fand ein Smaliger Waarenumſatz im Laufe des 
Jahres ſtatt, wodurch eine fortwährend nutzbrin⸗ 
gende Verwendung des Betriebs- Kapitals erzielt 
wurde. 

— Eine Prügelei, die am Abend des 15. 
Juni v. J. beim Zolliug bei Alt⸗Damm ſtattge⸗ 


funden, hatte in der geſtrigen Sitzung der Straf⸗ 


kammer des Landgerichts ein Nachſpiel. Drei Knechte 
aus Plathe, Fr. Wilh. Krüger, Ernſt Johann 
Goetſch und Joh. Karl Radtke, hatten am 
genannten Abend mit ihrem Fuhrwerk am Zollkrug 


Mann, den fie für einen Dieb hielten. Anſtatt 
dieſen zur Rede zu ſtellen, vergriffen ſie ſich an 
einem ganz Unbetheiligten, dem Schuhmacher Borſch 
aus Kolbatz, und ſchlugen mit Bierſeideln und Veit- 
ſchenſtöcken auf denſelben ein. Auch der Krugwirth 
Herm. Riemer und deſſen Sohn Alwin bethei⸗ 
ligten ſich an der Mißhandlung, indem ſie den B. 
feſthielten, während die Uebrigen auf ihn einhieben. 
Alle 5 Theilnehmer hatten ſich deshalb wegen ge⸗ 
meinſchaftlicher Körperverletzung zu verantworten und 
wurde gegen Götſch und Krüger auf je 9 Monate, 
gegen Radtke auf 3 Monate Gefängniß, gegen 
Herm. Riemer auf 50 Mk. Geldſtrafe ev. 10 Tage 
Gefängniß und gegen Alwin R. auf 20 Mk. ev. 
4 Tage Gefängniß erkannt. 

Im Jahre 1880 hatte der Fiſchermeiſter J. 
Höpfner hierſelbſt den Matroſen Alb. Louis Aug. 
Rohde aus Ueckermünde mit dem Einkauf von 
Fiſchen beautragt und ihm dazu eine Quatze aus- 
gerüſtet und übergeben. R. unternahm mit derſel⸗ 
ben auch verſchiedene Reiſen nach Dänemark, ließ 
ſich während derſelben jedoch verſchiedene Unregel- 
mäßigkeiten gegen ſeinen Auftraggeber zu Schulden 
kommen, welche zur Anzeige bei der Behörde ge- 
langten und wegen deren ſich nun R. wegen Un⸗ 
terſchlagung reſp. Betrugs zu verantworten hatte. 
Im Herbſt 1880 hatte er 8000 Plötze eingekauft 
und pro 100 Stück 5 Oere in Rechnung geſtellt, 
während er in Wahrheit nur 4 Oere dafür ver⸗ 
ausgabt hatte. Ferner hat er für Lootſengeld und 
Anſchaffung von Geſchirr 85 Mk. angerechnet, aber 
kaum 10 Mk. dafür angelegt. Einen an Bord 
der Quatze befindlichen Kompaß verkaufte er für 2 
Mark und verwendete auch dies Geld ebenſo wie 
die anderen mehrerhobenen Beträge in eigenem 
Nutzen. Trotz ſeines Leugnens wurde Rohde für 
ſchuldig befunden und zu 6 Monaten Gefängniß 
und 1 Jahr Ehrverluſt verurtheilt. 

Schließlich wurde gegen den Arbeiter Ferd. 
Pankow aus Neu⸗Codram auf 2 Jahr Gefäng⸗ 
niß erkannt. Derſelbe hat am 16. Oktober v. J. 
bei einem Streit dem Arbeiter Aug. Salzwedel einen 
Meſſerſtich in die linke Seite verſetzt, in Folge deſ⸗ 
ſen S. lange Zeit arbeitsunfähig blieb. 

— In den nächſten Tagen wird die Glocke 
der Jakobikirche auch nicht mehr die Stunden an⸗ 
ſchlagen, da jetzt mit der Reparatur begonnen iſt. 


Kunſt und Literatur. 
Theater für heute Stadttheater: 
„Kyritz-Pyritz.“ Poſſe 3 Akten. Hierauf: „Die 
Najaden.“ Ballet. 


Vermiſchtes. 

(Bilderſtürmer.) Eine ziemlich ähnliche 
„Skandal Affaire“, wie fie jetzt von dem Maler 
Jaquet und Alexander Dumas aus Paris berichtet 
wird, gab auch, noch unter dem ſtrengen Regiment 


f 


Hinkeldey's, den Berlinern einige Tage herzlich zu 
lachen. Der bekannte „Säulen⸗Vater“ Ernſt Lit⸗ 
faß hatte nämlich einen Lithographen, Namens Jott, 
beauftragt, ſein, des Litfaß, Porträt auf Stein zu 
zeichnen und dem Beſteller fünfzig Abdrücke deſſel⸗ 
ben zu liefern, wofür ihm fünfundzwanzig Thaler 
als Honorar gezahlt werden ſollten. Als der Künſt⸗ 
ler nach vierzehn Tagen einen Probe Abdruck des 
Bildes brachte, beſah ihn Litfaß kopfſchüttelnd von 
allen Seiten und ſagte dann mit feinem gewöhn⸗ 
lichen Phlegma: „Das bin ich nicht.“ Die an- 
weſenden Freunde des Säulenvaters, der Dichter 
Koßarokl, Dr. Cohnfeld und Adolf Bahn fanden 
das Porträt ſprechend ähnlich; doch Litfaß blieb 
bei ſeinem einmal ausgeſprochenen Verdikt: „Das 
bin ich nicht.“ Der Lithograph ſagte endlich 
trocken: „Geben Sie mir wentgſtens ſchriftlich, daß 
das von mir gezeichnete Bild Ihnen nicht ähnlich 
if." Ohne ein Wort weiter zu verlieren, ſchrleb 
Litfaß über das Bild: „Das ſoll ich ſein? — 
Das bin ich nicht! Ernſt Litfaß.“ Andern Ta- 
ges hingen die fünfzig wohlgetroffenen Porträts, 
jedes mit der Unterſchrift: „Hütet Euch vor Denen, 
die Jott gezeichnet hat!“ an eben fo vielen Schau⸗ 
fenſtern in Berlin aus. Das Publikum ſammelte 
ſich in Schaaren vor den Schaufenſtern, lachte und 
machte nach Berliner Art ſchlechte Witze über den 
„von Jott Gezeichneten“, und Litfaß mußte ſchließ⸗ 

lich auch noch „Jott danken“, als ihm derſelbe den 
Stein mit dem Bilde und die fertigen Abdrücke 
aus den Schaufenſtern für — achtzig Thaler 
überließ. 9 7 


Seregeapdifige Wnetee⸗ 7 f 

Paris, 21. Februar. Das „Journal offt⸗ 
ciel“ veröffentlicht die Ernennung Mariani's zum 
Geſandten in München. 3 

Die „Rep. fr.“ publizirt ferner ein von den 
engliſch - franzöſiſchen Finanzkontroleuren in Kairo 
herrührendes, vom 6. d. Mts. datirtes Schriftſtück , 
welches die gegenwärtige Proſperität Egyptens kon⸗ 
ſtatirt, zugleich aber auch auf die ſtufenweiſe He 
abminderung und Untergrabung der Gewalt des 
Khedive hinweiſt. Die Finanzkontroleure Bligni⸗ 
res und Colvin erklären, die jetzige Lage acceptiren 
jet gleichbedeutend mit einer Vernichtung der Aktion 
der Finanzkontroleure, die vor den von der Kam 
mer und von der Armee abhängigen Miniſtern ohn? 
mächtig ſeien, die bis jetzt durchgeführten Reformen 
würden dadurch gefährdet. 1 9 

Marſeille, 21. Februar. Am verfloſſenen 
Sonnabend iſt vor dem Hafen von Genua das 
ruſſiſche Schiff „Helena“, welches mit einer Hafer⸗ 
ladung von Odeſſa nach Marſeille beſtimmt war, 
in Folge eines heftigen Anſtoßes untergegangen. 
Die Schiffsmannſchaft wurde gerettet bis auf einen 
Matroſen, welcher ertrank. s b 

Petersburg, 21. Februar. Der „Regiert 
bote“ ſchreibt: In Folge der von dem Ge 
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Studenten gehaltenen h werde an ige 5 
Gerüchte verbreitet, welche jeder Beg 5 


behren. Dergleichen private Aeußerungen von Per⸗ 
ſonen, welche ſeitens der Regierung nicht dazu er⸗ 
mächtigt ſind, können natürlich keinen Einfluß auf 
den allgemeinen Gang unſerer äußeren Politik ha- 
ben, noch unſere guten Beziehungen zu den Nach⸗ 
barftanten ändern, welche ſowohl auf den freund- 
ſchaftlichen Banden der gekrönten Häupter unter ſich 
und dem klaren Verſtändniß der Intereſſen der Völ⸗ 
ker, als auch auf gegenſeitiger ſtrenger Erfüllung 

der beſtehenden Verträge begründet ſind. 3 

Petersburg, 21. Februar. Das „Journal 
de St. Petersbourg“ reproduzirt das heutige Com 
muniqué des „Regierungs⸗Anzeigers“ über die Rede 
des Generals Skobelew ohne weiteren Kommentar. U 
Die deutſche „St. Petersburger Zeitung“ . 
wünſcht, daß regierungsſeitig eine Widerlegung der 
Aeußerungen des Generals erfolge, will nicht glau⸗ 
ben, daß er eine ſolche Rede gehalten habe, meint, 
dieſelbe ſei das Produkt eines eraltirten Journali⸗ 
ſten, da es undenkbar ſei, daß ein aktiver General⸗ 
Adjutant ſolche Reden geführt haben könne. — 
Der „Herold“ druckt die Rede Skobelew's im Wort⸗ 
laut ab und glaubt, dieſe Rede bedürfe keines Kom⸗ 
mentars, denn ſie ſtellte die ganze geiſtige Verrannt⸗ 
heit des Generals in ihrer ganzen ärmlichen Blöße 
in traurigſter Weiſe dar. — Die „Neue Zeit“ be⸗ 
dauert, wenn Skobelew wegen ſeiner Rede für Ruß⸗ 
land als General verloren gehen ſollte. 

Bukareſt, 20. Februar. Wie der „Romanul“ 
mittheilt, wird die Regierung den Kammern dem 
nächſt einen Geſetzentwurf vorlegen, nach welchem 
die Armee in 4 Armeekorps, 8 Diviſtonen und 16 
Brigaden eingetheilt werden ſoll. ö 0 

In der Deputirtenkammer interpellivte Jonescu 
die Regierung über die Maßregeln, welche getroffen 
ſeien, um die Auswanderung der jüdiſchen Bevölke⸗ 


rung zu fördern 
Kattaro. 21. Februar. Die Ortsälteſten von 
Ledenize, Orahovaz und den übrigen von Truppen 
beſetzten Ortſchaften in der Cxivoscle beſchloſſen, 
nach Zuze in Montenegro auszuwandern. Wie 
aus Riſano gemeldet wird, rücken die Truppen un- 
aufhaltbar gegen Übli vor, wo in den nächſten Ta- 
gen ein entſcheidender Schlag erwartet wird. Nach 
dem Falle von Übli dürfte die Unterwerfung der 
Crivoscianer erfolgen. 
Rom, 20. Februar. Anläßlich des vierten ö 
Jahrestages ſeiner Erwählung empfing der Papſt 
heute die Glückwünſche der kirchlichen, ſowie der 
Zivil⸗ und Militär⸗Würdenträger feines Hofſtaates. 
— Der Geſundheitszuſtand des Papſtes iſt ein ziem⸗ 1 
lich guter. 
London, 20. Februar. Wie das „Reuter'ſche 
Bur.“ aus St. Petersburg zuverläſſig erfahren ha- 
ben will, wurde am Sonnabend der Befehl ertheilt, 
eine Abtheilung Koſaken mit den nöthigen Offizie- 
ren nach Merw zu dirigiren. ai 
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